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Sachverhalt: 
 
In der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats am 18.05.2021 hat Herr Alexander Schuch, 
Kommunalberater im Regionalzentrum Oberschwaben der Netze BW GmbH in Biberach, die 
folgenden Rahmendaten des Angebots zur Beteiligung der Gemeinde Grünkraut an der 
kommunalen Beteiligungsgesellschaft Netze BW GmbH & Co. KG erläutert.  
 
Aufgrund eines Antrags zur Geschäftsordnung der mehrheitlich von den Mitgliedern des 
Gemeinderats angenommen wurde, wurde zum Tagesordnungspunkt am 18.05.2021 kein 
Beschluss gefasst.  
 
Herr Schuch wird auch an der Sitzung am 08.06.2021 anwesend sein und für Fragen zur 
Verfügung stehen. Nachfolgend die aktualisierten Informationen der Netze BW GmbH & Co. KG 
und der Gemeindeverwaltung zur Beteiligung.   
 
Angebot und Informationen der Netze BW GmbH & Co. KG 
 
Die EnBW bietet Gemeinden an, sich finanziell am Verteilnetz zu beteiligen. Das Verteilnetz 
gehört der EnBW-Tochter Netze BW GmbH. Dazu bietet die EnBW Gemeinden einen Anteil an 
einer Beteiligungsgesellschaft an, die die kommunalen Anteile bündeln soll. Teilnahmeberechtigt 
ist ca. die Hälfte der 1101 Kommunen im Land. Dazu können Kommunen Anteile an einer 
Beteiligungsgesellschaft, der „Kommunalen Beteiligungsgesellschaft Netze BW GmbH & Co. KG“ 
erwerben, in der die kommunalen Anteile gebündelt werden. Die Beteiligungsgesellschaft hält die 
oben genannten Anteile von maximal 24,9% an der Netze BW. Es handelt sich also um eine 
mittelbare Beteiligung. 
 
Voraussetzung der Beteiligung ist, dass die Netze BW zum 01.07.2019 zugleich Eigentümerin 
und Betreiberin des örtlichen Strom- und/oder Gasverteilnetzes ist. Die Gemeinde Grünkraut 
erfüllt diese Voraussetzungen. Die sogenannte Konzession, also Betriebsberechtigung, wird in 
der Regel alle 20 Jahre von einer Stadt ausgeschrieben (Konzessionsvertrag Strom der 
Gemeinde Grünkraut mit der EnBW läuft noch bis 31.12.2030. Der in der Ausschreibung 
ausgewählte Netzbetreiber übernimmt das Strom- oder Gasnetz und bezahlt jährliche 
Konzessionsabgabe. 
 
Die Kommunen haben die Möglichkeit, die Höhe ihrer Beteiligung individuell zu gestalten. Der 
Mindestbetrag für die Anlage beläuft sich pro Kommune auf 200.000 €. Die maximale 
Beteiligungshöhe einer Kommune wird über einen Verteilungsschlüssel ermittelt. Um eine faire 
Verteilung der Anteile zu gewährleisten, werden folgende Kriterien, zu je 50% berücksichtigt:  

- Einwohnerzahl der Kommune  
- Abgesetzte Energiemenge im jeweiligen örtlichen Strom- und /oder Gasverteilnetz der  
   Netze BW.  



 
 
Die max. Beteiligungshöhe der Gemeinde Grünkraut beträgt 1.358.967 €. 
Die kommunale Beteiligungsgesellschaft erhält bis zum 31. Dezember 2024 eine jährliche feste 
Ausgleichszahlung in Höhe von 3,6 Prozent, bezogen auf den Ankaufspreis der erworbenen 
Anteile.  
Die Haftung ist auf das eingezahlte Kapital begrenzt, eine Nachschusspflicht besteht nicht. Die 
Anteile sind nicht frei handelbar. 
 
 
 
Flexibilität und Mitgestaltung 
Die Haltefrist der erworbenen Anteile beträgt bei Eintritt zum 01.07.2021 mindestens 4 Jahre. 
Danach steht es der Kommune frei alle fünf Jahre zu entscheiden, ob sie weiterhin an der BG 
beteiligt bleibt oder die Beteiligung durch Kündigung beendet und ihren Kommanditanteil an der 
BG zurückübereignet.  
Aus der Beteiligung ergeben sich umfangreiche Informations-, Kontroll-, Mitsprache- sowie 
Vermögensrechte in der Kommunalen Beteiligungsgesellschaft Netze BW GmbH & Co. KG.  
Die kommunale Beteiligungsgesellschaft hat darüber hinaus, unabhängig von der Höhe der 
Beteiligung, ein Vorschlagsrecht für die Bestellung von zwei Aufsichtsratsmitgliedern in der Netze 
BW GmbH. Der paritätisch besetzte Aufsichtsrat wurde 2020 von derzeit 16 Mitgliedern auf 20 
Mitglieder aufgestockt.  
 
Rechtliche Rahmenbedingungen:  
Die Beteiligung an der Netze BW GmbH über die kommunale Beteiligungsgesellschaft wäre nach 
den §§ 102 ff Stadtordnung zulässig, da der öffentliche Zweck das Unternehmen rechtfertigen 
würde, indem Leistungen erbracht werden, welche das gemeinsame Wohl der Einwohner 
fördern. Der Beschluss, sich an der Beteiligungsgesellschaft zu beteiligen, dürfte aber erst 
vollzogen werden, wenn die Rechtaufsichtsbehörde die Gesetzmäßigkeit bestätigt oder nicht 
innerhalb von einem Monat beanstandet.  
 
Welche Vorteile bringt eine Beteiligung?  
Vor dem Hintergrund von Verwahrentgelten für Geldanlagen (derzeit 0,5% ab einer Bankanlage 
in Höhe von 250.000 €), könnte die Beteiligung eine Möglichkeit sein um diese Verwahrentgelte 
zu reduzieren.  
 
Risiken / Nachteile einer Beteiligung  
Die Beteiligung bringt nicht nur Chancen, sondern auch unternehmerische Risiken mit sich. Das 
Risiko einer Insolvenz einer GmbH, das zwar eher unwahrscheinlich ist, jedoch nicht 
ausgeschlossen ist, wäre zu erwähnen.  
Aus steuerrechtlichen Gesichtspunkten muss zusätzlich berücksichtigt werden, dass die 
Ausgleichzahlung der Netze BW an die Beteiligungsgesellschaft wie alle Kapitalerträge der 
Kapitalertragssteuer unterliegt. Die Kapitalertragsteuer beträgt derzeit 26,38 % (25 % 
Kapitalertragsteuer zzgl. Solidaritätszuschlag i. H. v. 5,5 %). Werden die Anteile an der 
Beteiligungsgesellschaft durch die Kommune im Bereich der Vermögensverwaltung gehalten, 
kann die Kapitalertragssteuerbelastung auf 15,83 % (15 % zzgl. 5,5 % Solidaritätszuschlag) 
reduziert werden. Hierfür ist beim zuständigen Finanzamt ein Erstattungsantrag zu stellen. 
 
Sicherheit des Anteilbetrags.  
Die Gemeinde Grünkraut kann nach 4 Jahre das Engagement im Ganzen beenden und 
kündigen. Durch eine Regelung zur nachträglichen Kaufpreisanpassung, dem sogenannten 
„Nachteilsausgleich“, profitieren die Kommunen laut der Netze BW von einer hohen 
Investitionssicherheit. Sollte die Netze BW bei der Neubewertung nach 4 Jahren weniger Wert 
sein, erhält die Kommune die Differenz zwischen dem Kaufpreis des Anteils und dem neuen 
Anteilswert ausbezahlt. Dieses Geld kann die Kommune, sofern sie den Maximalbetrag noch 
nicht ausgeschöpft haben, reinvestieren oder beliebig verwenden.  
Gerade im Rahmen der Energiewende ist eine enge Kooperation mit dem örtlichen 
Verteilnetzbetreiber grundsätzlich darstellbar, da die Verteilnetze bei der Energieversorgung eine 
zentrale Rolle spielen. Die EnBW bietet über die oben genannten organisatorischen 



 
Gestaltungen bezüglich Geschäftsführung der Beteiligungsgesellschaft und Einrichtung 
entsprechender Gremien eine gewisse Einflussmöglichkeit auf die Entwicklungen und einen 
optimierten Informationsfluss auf direktem Wege. Bei der angebotenen Beteiligung handelt es 
sich aber auch um eine sichere, flexible und lukrative Anlagemöglichkeit. 
 
 

 
 
Die Kommunen sind in ihrer Rolle als Anteilseigner Kommanditisten, ebenso die Kommanditisten 
GmbH der EnBW, allerdings nimmt diese nach innen gemeinsam mit der Verwaltungs-GmbH 
(Kommunaler GF) die Komplementär-Rolle wahr.  
 
„EnBW vernetzt“ wurde der Landesenergiekartellbehörde Baden-Württemberg (kartellrechtliche 
Prüfung) und den Regierungspräsidien (kommunalrechtliche und kommunalwirtschaftliche 
Prüfung) detailliert vorgestellt und mit diesen erörtert. Im Rahmen der jeweiligen 
Behördenzuständigkeit gab es keine Einwände. Darüber hinaus waren sowohl der Städtetag als 
auch der Städtetag früh in das Vorhaben eingebunden.  
 
Beispielrechnung 
Die Gemeinde Grünkraut erwirbt Anteile in Höhe von z.B. 500.000,- €. Die genaue Berechnung 
der sich aus dem Anteilserwerb ergebenden Anteile erfolgt auf Basis der 
Unternehmensbewertung zum 31.Dezember 2019. Vorbereitend auf den Zeichnungszeitraum 01. 
April 2021 bis 30. Juni 2021 wird die endgültige Anteilsberechnung Ende März 2021 vorliegen. 
Beteiligungsbetrag: 500.000,00 € 
Einstiegszeitpunkt: 01.07.2021 (Renditezeitraum 4 Jahre) 
Anlagebetrag: 500.000,00 € 
Ausgleichszahlung 3,6 %* (vor Steuern): 18.000,00 € 
Ausgleichszahlung Anlagezeitraum (vor Steuern): 72.000,00 € 
 
*abzgl. Verwaltungsaufwand Kommunalen Beteiligungsgesellschaft Netze BW GmbH & Co. KG 
 
Die Gewinnausschüttungen aus der Beteiligung unterliegen der Kapitalertragsteuer zuzüglich 
Solidaritätszuschlag auf die anfallende Kapitalertragsteuer. Die Kapitalertragsteuer und der 
Solidaritätszuschlag können nicht auf andere Steuern angerechnet werden. 
 
 
 



 
 
Informationen der Gemeindeverwaltung  
 
Für die Beteiligung ist eine Bestätigung des Kommunalamts des Landratsamts Ravensburg, der 
Rechtsaufsicht der Gemeinde, notwendig. Diese muss bis 01.07.2021 vorliegen. Bis zum 
01.07.2021 muss auch die vertragliche Abwicklung der Beteiligung erfolgen und der 
Beteiligungsbetrag auf das Konto der Netze BW GmbH & Co. KG übertragen sein. Daher ist eine 
Beratung und Beschlussfassung in der heutigen Sitzung erforderlich.  
 
Nach dem 01.07.2021 ist keine weitere Zeichnungsmöglichkeit mehr gegeben.  
 
Die Beteiligung beginnt am 01.07.2021. Die Haltefrist der erworbenen Anteile ist 4 Jahre. Dabei 
zählt das Kalenderjahr 2021 in vollem Umfang. Die Haltefrist endet also am 31.12.2024.  
Bis zum 31.12.2024 ist die jährliche Ausgleichszahlung in Höhe von 3,6 % bezogen auf den 
Ankaufspreis der erworbenen Anteile fest. Auch hier wird für das ganze Kalenderjahr 2021 die 
Ausgleichszahlung geleistet. 
 
Nach dem 31.12.2024 kann die Gemeinde alle 5 Jahre entscheiden, ob die Beteiligung 
weiterbestehen oder beendet werden soll. Dies gilt aber nur für die zum 01.07.2021 vereinbarte 
Höhe der Beteiligung. Es ist keine Reduzierung oder Erhöhung ab 01.01.2025 möglich.  
Es ist nicht möglich z.B. die max. Beteiligungssumme am 01.07.2021 in 2 getrennte 
Beteiligungen aufzuteilen und dann eine Beteiligung zum 31.12.2024 zu behalten und eine zu 
beenden.  
 
Nach Information von Herrn Schuch von der Netze BW GmbH haben im Jahr 2020 von den 568 
teilnahmeberechtigten Kommunen 120 Kommunen eine Beteiligung beschlossen. Für das Jahr 
2021 rechnet er mit ca. 80 weiteren Gemeinden. In dem von Herrn Schuch betreuten Gebiet 
haben 13 Städte u. Gemeinden eine Beteiligung beschlossen. 5 Gemeinden aus unserer 
Nachbarschaft haben dabei jeweils die max. Beteiligung (zwischen 0,94 Mio. € und 1,6 Mio. €) 
beschlossen.  
 
Das Kommunalamt des Landratsamts Ravensburg steht der Beteiligung und einer dazu 
notwendigen Kreditaufnahme grundsätzlich positiv gegenüber.  
 
Die Finanzierung der Beteiligung, kann auch abhängig von der Beteiligungshöhe, ganz oder 
teilweise durch einen Kommunalkredit mit einem endfälligen Darlehen finanziert werden. Ein 
Angebot für ein Kommunaldarlehen in Höhe von 1.350.000€ (= max. Beteiligungsbetrag) mit 
einer Zinsbindung bis 30.12.2024 (Ende der Bindungsfrist der Beteiligung) und einem 
Effektivzins von 0,030 % liegt der Verwaltung vor. Für die Laufzeit bis 30.12.2029 (mit 5 Jahren 
Verlängerung der Beteiligung) liegt ein Angebot für ein endfälliges Darlehen mit einem 
Effektivzins von 0,481 % vor. 
Folgende Varianten der Höhe der Beteiligung sind aus Sicht der Verwaltung denkbar:  
 

Variante 1 max. Beteiligungsmöglichkeit               1.358.967,00 €    

      gerundet          1.350.000,00 €    

  
Finanzierung komplett über 
Kredit   Zins: 0,030%                    405,00 € 

lt. Angebot 
18.05.2021 

  jährliche Ausgleichszahlung   3,60%               48.600,00 €    

  Verwaltungskostenanteil   ca. -                  250,00 €    

  Zwischensumme                   47.945,00 €  brutto  

  abzüglich Kapitalertragsteuer   15% -               7.191,75 €    

  abzüglich Solidaritätszuschlag   5,50% -                  395,55 €    

  jährliche Ausgleichszahlung                   40.357,70 €  netto  

  Ausgleichszahlung 2021-2024   4 Jahre             161.430,82 €  netto  

      



 

Variante 2.1 Beteiligung Vorschlag            1.000.000,00 €    

  
Finanzierung komplett über 
Kredit   Zins: 0,030%                    300,00 €  

lt. Angebot 
18.05.2021 

  jährliche Ausgleichszahlung   3,60%               36.000,00 €    

  Verwaltungskostenanteil   ca. -                  250,00 €    

  Zwischensumme                   35.450,00 €  brutto  

  abzüglich Kapitalertragsteuer   15% -               5.317,50 €    

  abzüglich Solidaritätszuschlag   5,50% -                  292,46 €    

  jährliche Ausgleichszahlung                   29.840,04 €  netto  

  Ausgleichszahlung 2021-2024   4 Jahre             119.360,15 €  netto  

            

Variante 2.2 Beteiligung Vorschlag               500.000,00 €  brutto  

  Finanzierung ohne Kredit         

  jährliche Ausgleichszahlung   3,60%               18.000,00 €    

  Verwaltungskostenanteil   ca. -                  250,00 €    

  Zwischensumme                   17.750,00 €  brutto  

  abzüglich Kapitalertragsteuer   15% -               2.662,50 €    

  abzüglich Solidaritätszuschlag   5,50% -                  146,44 €    

  jährliche Ausgleichszahlung                   14.941,06 €  netto  

  Ausgleichszahlung 2021-2024   4 Jahre               59.764,25 €  netto  

            

Variante 2.3 Beteiligung Vorschlag Mindestbetrag             200.000,00 €  brutto  

  Finanzierung ohne Kredit         

  jährliche Ausgleichszahlung   3,60%                 7.200,00 €    

  Verwaltungskostenanteil   ca. -                  250,00 €    

  Zwischensumme                     6.950,00 €  brutto  

  abzüglich Kapitalertragsteuer   15% -               1.042,50 €    

  abzüglich Solidaritätszuschlag   5,50% -                    57,34 €    

  jährliche Ausgleichszahlung                     5.850,16 €  netto  

  Ausgleichszahlung 2021-2024   4 Jahre               23.400,65 €  netto  

 
Je nach Höhe der Beteiligung ergibt sich in der Zeit bis 31.12.2024 ein Ausgleichsbetrag für die 4 
Jahre Beteiligung von insgesamt 23.400,65 € bis max. 161.430,82 €.  
 
Dieser Erlös der Gemeinde könnte verwendet werden, um weitere Maßnahmen zum 
Klimaschutz in der Gemeinde Grünkraut mit zu finanzieren. 
 
Die Präsentation der „EnBW vernetzt“ wurde bereits mit den Sitzungsunterlagen der 
vergangenen Sitzung verschickt und ist deshalb dieser Sitzungsvorlage nicht mehr beigefügt. Im 
Ratsinformationssystem ist diese online abrufbar. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Gemeinde Grünkraut beteiligt sich mit dem Betrag von 1.350.000,00 Euro an der 

Kommunalen Beteiligungsgesellschaft Netze BW GmbH & Co KG. Die Beteiligung soll in 
voller Höhe über einen Kommunalkredit (Endfälligkeit, Laufzeit bis 31.12.2024) finanziert 
werden. Die Beteiligung und die Kreditaufnahme sind in den Haushaltsplan und die 
Finanzplanung der Gemeinde aufzunehmen. 

 



Fortsetzung  
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2. Der Beschluss der Beteiligung der Gemeinde Grünkraut ist im Sinne von § 108 in Verbindung 

mit § 121 Abs. 2 Gemeindeordnung alte Fassung der Rechtsaufsichtsbehörde vorzulegen. 
Der Vollzug darf erst stattfinden, wenn die Rechtsaufsichtsbehörde dessen Gesetzmäßigkeit 
bestätigt oder den Beschluss nicht innerhalb eines Monats beanstandet hat.  

 
3. Der Ausgleichsbetrag aus der Beteiligung soll zur Finanzierung weiterer Maßnahmen zum 

Klimaschutz in der Gemeinde Grünkraut verwendet werden.  
 
 
 
 
 


